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(Trier), Dr. Klepsch, Ridiarts, Bremm, Dr. Gölter und 
Genossen 

— Drucksache VI/83 — 


1. Ist die Bundesregierung nicht der Auffassung, daß die geplante 
Änderung des Mehrwertsteuersatzes für landwirtschaftliche Pro- 
dukte — wenn sie tatsächlich durchgeführt wird — zum Anlaß 
genommen werden sollte, die Frage des Mehrwertsteuersatzes 
für Wein grundsätzlich nochmals zu überprüfen? 

2. Ist die Bundesregierung daher bereit, eine Änderung des Um- 
satzsteuersatzes, durch welche der Steuersatz für Wein an den 
für andere landwirtschaftliche Produkte geltenden Steuersatz 
angeglidien würde, vorzuschlagen? 


Die Kleine Anfrage beantworte ich zusammenfassend wie folgt: 


Die derzeitige Rechtslage, nach der Wein dem gleichen Steuer- 
satz wie alle anderen Getränke unterliegt, trägt dem Grund- 
satz einer wettbewerbsneutralen Besteuerung Rechnung. Die- 
sem Gesichtspunkt ist auch bei den parlamentarischen Beratun- 
gen des Umsatzsteuergesetzes der Vorzug vor der steuerlichen 
Gleichbehandlung aller landwirtschaftlichen Erzeugnisse gege- 
ben worden. 

Eine ermäßigte Besteuerung aller Getränke würde nach vor- 
läufigen Berechnungen einen Steuerausfall von jährlich etwa 
1,3 Milliarden DM verursachen. Schon aus diesem Grunde kann 
eine Entscheidung über das Gesamtproblem der Getränkebe- 
steuerung nicht isoliert, sondern erst im Rahmen der in dieser 
Legislaturperiode ohnehin vorgesehenen Novellierung des 
Umsatzsteuergesetzes getroffen werden. Dabei wird es insbe- 
sondere darauf ankommen, ob ein Ausgleich für den erheblichen 
Steuerausfall gefunden werden kann. 
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Nach dem von der Bundesregierung vorgelegten Entwurf eines 
Aufwertungsausgleichgesetzes (Drucksache VI/79) soll die in 
Artikel 3 vorgesehene Beihilfe von 3 v. H. auch dem Weinbau 
zustehen. Die Einbeziehung der Winzer in diese Maßnahme 
rechtfertigt sich durch den Beschluß des Brüsseler Ministerrats 
vom 11. November 1969, wonach die Bundesrepublik Deutsch- 
land der deutschen Landwirtschaft, also auch den Winzern, zum 
Ausgleich von Währungsverlusten für die Dauer von vier 
Jahren Beihilfen gewähren darf. Die Beihilfe von 3 v, H, soll 
den Landwirten außerhalb des Umsatzsteuergesetzes durch 
einen Kürzungsanspruch eingeräumt werden. 


Aus vorstehenden Gründen hält die Bundesregierung es nicht 
für möglich und auch sachlich nicht für erforderlich, die Frage 
des Mehrwertsteuersatzes für Wein bereits im Zusammenhang 
mit dem Aufwertungsausgleichgesetz zu überprüfen. Eine Ab- 
schrift dieses Schreibens ist beigefügt. 


Möller 



